Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10935 


10 . 06 . 98 


Antrag 

der Abgeordneten Gerald Hafner, Dr. Uschi Eid, Gerd Poppe und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Schaffung eines Ständigen Internationalen Strafgerichtshofes 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die Errichtung eines Ständi- 
gen Internationalen Strafgerichtshofes nachdrücklich. Eine inter- 
nationale Verfolgung von Völkerrechtsverbrechen stellt eine klare 
Bekräftigung des Rechtscharakters des humanitären Völkerrechts 
und der Menschenrechte dar und stellt klar, daß Täter, die gegen 
diese Grundsätze verstoßen, international nicht mehr sanktionslos 
bleiben werden. Allgemein ist dem Völkerrecht das Dilemma in- 
härent, auch ohne verbindliche und zentrale Durchsetzungsme- 
chanismen Anerkennung als geltendes Recht beanspruchen zu 
müssen. Diesem Defizit würde ein Internationaler Strafgerichtshof 
zumindest auf dem Gebiet des Völkerstrafrechts, also der völker- 
rechtlichen Verantwortung von Individuen, Abhilfe schaffen. Dies 
wird sich nicht zuletzt für den nationalen und internationalen Re- 
spekt vor dem Recht und für seine Anerkennung als vorrangig 
gegenüber bloßen Machtinteressen als förderlich erweisen. Men- 
schen, die gegen die grundlegendsten Regeln des Zusammenle- 
bens in der Völkerrechtsgemeinschaft verstoßen, müssen sich für 
ihre Taten verantworten, da sie anderenfalls hiervon zu profitieren 
vermögen und so der Kreislauf aus Straflosigkeit, die zu weiteren 
Verbrechen verleitet, nicht durchbrochen werden kann. Ein Inter- 
nationaler Strafgerichtshof dient zudem der objektiven Wahr- 
heitsfindung und so der Aufarbeitung von nationalen und inter- 
nationalen Konflikten. Ohne Gerechtigkeit im Einzelfall zu 
schaffen, kann es gerade nach der Begehung von schwersten völ- 
kerrechtlichen Verbrechen keine wirkliche Aussöhnung in der Ge- 
sellschaft geben. 

Die Errichtung der Internationalen Tribunale zur Verfolgung von 
Kriegsverbrechen auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens 
und in Rwanda durch Resolutionen des VN-Sicherheitsrates und 
ihre Akzeptanz durch die Völkerrechtsgemeinschaft stellen einen 
zentralen Schritt auf dem Weg zu der Schaffung der angestrebten 
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Ständigen Internationalen Strafgerichtsbarkeit dar und liefern 
wichtige Erfahrungs werte für diesen Prozeß. 

In Hinsicht auf die konkrete Umsetzung j enes weitergehenden An- 
liegens legte die International Law Commission der Vereinten Na- 
tionen (ILC) im Jahre 1994 der Generalversammlung den endgül- 
tigen Entwurf für ein Statut des Gerichtshofes vor (A/CN.4/L.491). 
Zudem bereichern zahlreiche Konzeptionen und Textvorschläge 
von Staaten und nicht-staatlichen Organisationen die Debatte. Die 
internationalen Verhandlungen zur tatsächlichen Errichtung eines 
Ständigen Internationalen Strafgerichtshofes treten nunmehr in 
eine entscheidende Phase ein: Eine diplomatische Konferenz zur 
Errichtung des IStGH wird im Juni und Juli 1998 in Rom stattfin- 
den; zur Vorbereitung derselben finden seit Dezember 1995 inter- 
nationale Verhandlungen in New York statt. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die konkrete zeitliche Perspek- 
tive und die Dynamik, die mit dieser Entscheidung der General- 
versammlung in die Verhandlungen gebracht worden ist. Er gibt 
der Erwartung Ausdruck, daß sich weiterhin eine Vielzahl von 
Staaten an dem Prozeß der Errichtung der neuen internationalen 
Gerichtsbarkeit beteiligt und sich diese Unterstützung in dem er- 
folgreichen und termingerechten Abschluß der Vorbereitungen für 
die internationale Konferenz niederschlägt. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt und unterstützt darüber hinaus 
das von der Bundesregierung bisher gezeigte Engagement bei den 
vorbereitenden Verhandlungen im Rahmen der VN und fordert sie 
auf, weiterhin aktiv an dem Zustandekommen des Gerichtshofes 
mitzuwirken. Der Deutsche Bundestag sieht hier insbesondere 
eine Chance, den gesteigerten internationalen Erwartungen an die 
Bundesrepublik Deutschland gerecht zu werden sowie durch das 
Vorantreiben des IStGH-Prozesses auch eigene Ansprüche an eine 
außenpolitisch bedeutsamere Rolle der Bundesrepublik Deutsch- 
land inhaltlich füllen und befriedigen zu können. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 


I. 

Vor dem dargestellten aktuellen Hintergrund dafür Sorge zu tra- 
gen, daß auch im deutschen Recht die Weichen gestellt werden, 
um den (gegenwärtigen und zukünftigen) völkerrechtlichen 
Pflichten, die aus der Konstituierung dieser neuen internationalen 
Gerichtsbarkeit folgen, in vollem Maße genügen zu können. Hier 
werden vor allem Anpassungen des Gesetzes über die internatio- 
nale Rechtshilfe in Strafsachen erforderlich sein, auf die bereits in 
den Gesetzen über die Zusammenarbeit mit den Internationalen 
Strafgerichtshöfen für das ehemalige Jugoslawien und Rwanda 
Bezug genommen wurde, und die u. a. die Koordination der na- 
tionalen und internationalen Gerichtsbarkeiten, die Überstellung 
und Durchbeförderung von Personen, sonstige Rechtshilfe auf Er- 
suchen des Gerichtshofes sowie die Rechtshilfe durch Voll- 
streckung zum Gegenstand haben. 
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Gerade in Anbetracht der bereits bestehenden, nach Kapitel 7 der 
VN- Charta vom Sicherheitsrat eingerichteten Tribunale zur Ver- 
folgung von Kriegsverbrechen im ehemaligen Jugoslawien und in 
Rwanda, betrifft dies aber besonders dringend das Problem der 
Übergabe beschuldigter oder angeklagter deutscher Staatsan- 
gehöriger an ein ersuchendes Internationales Strafgericht. Eine sol- 
che Überstellung ist z. Z. wegen Artikel 16 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes nicht möglich; gleichwohl besteht bereits jetzt eine eindeutige 
dahin gehende völkerrechtliche Verpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Bundesregierung wird in diesem Zusammenhang 
aufgefordert, einen Entwurf zur Änderung des Grundgesetzes vor- 
zulegen, der eine solche Übergabe an eine internationale Instanz 
ermöglicht bzw. einen entsprechenden Gesetzentwurf von Teilen 
des Deutschen Bundestages zu unterstützen. 


IL 

Im internationalen Verhandlungsprozeß zur Errichtung des IStGH 
die Bedeutung folgender Punkte für den Erfolg des Projektes her- 
vorzuheben: 


1. Zur Ermittlungstätigkeit der Anklagebehörde 

Dem Gerichtshof ist eine unabhängige, unparteiische und in ihrer 
Besetzung hochqualifizierte Anklagebehörde zur Seite zu stellen. 

Diese Anklagebehörde sollte grundsätzlich berechtigt sein, von 
sich aus Ermittlungen in jedem Fall aufzunehmen, der in die per- 
sönliche und sachliche Rechtsprechungsgewalt des Gerichtes fällt. 
Dabei soll sie sich auf Informationen aller verfügbaren verläßlichen 
Quellen stützen dürfen, d. h. nicht ausschließlich auf Staatenbe- 
schwerden oder Anweisung des VN-Sicherheitsrates hin handeln 
dürfen. In das Statut des Gerichtshofes ist zudem eine Vorschrift 
einzufügen, die die Unterzeichnerstaaten verpflichtet, mit der An- 
klagebehörde zu kooperieren und diese bei der Erfüllung ihres 
Mandates zu unterstützen. 

Die Rolle des Sicherheitsrates ist darauf zu beschränken, die An- 
klagebehörde auf Situationen, die er als Bedrohung des Friedens 
oder der internationalen Sicherheit im Sinne des Kapitels VII der 
VN-Charta qualifiziert, hinzuweisen. Um die Tätigkeit des Ge- 
richtshofes frei von politischer Beeinflussung zu halten, ist ein dar- 
über hinausgehendes Interventionsrecht des Sicherheitsrates, ins- 
besondere ein Recht, die Ermittlungstätigkeit der Anklagebehörde 
in einzelnen Fällen zu be- oder verhindern, abzulehnen. 

Schließlich ist eine Revision gegen die Entscheidung der Ankla- 
gebehörde über die Anklageerhebung durch eine Kammer des Ge- 
richtes zuzulassen. 


2. Zum Verhältnis der internationalen zur nationalen Gerichts- 
barkeit 

Die internationale Strafgerichtsbarkeit ist in ein Verhältnis der 
Komplementarität zu der nationalstaatlichen Verfolgung von Ver- 
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brechen zu stellen. Die Zuständigkeiten sollen sich in dem Sinne 
ergänzen, daß der Gerichtshof insbesondere dann tätig werden 
kann, wenn eine geordnete Rechtspflege auf dem Gebiet des Ein- 
zelstaates nicht mehr vorliegt bzw. nicht mehr möglich erscheint. 
Auf der anderen Seite ist dem internationalen Strafgerichtshof die 
Kompetenz zuzugestehen, von einer Verfolgung von Verbrechen 
abzusehen, wenn er zu dem Ergebnis kommt, daß ein Staat mit Ju- 
risdiktionsgewalt über die in Frage stehenden Taten diese bereits 
sorgfältig ermittelt hat und seine Entscheidung, sie nicht zu ver- 
folgen, offensichtlich begründet erscheint oder in diesem Staat 
bereits eine rechtsstaatliche Anforderung und dem internationa- 
len Charakter des Verbrechens genügende gerichtliche Verfol- 
gung oder außergerichtliche Aufarbeitung stattgefunden hat. 


3. Zur Zuständigkeit des Gerichtshofes 

Eine Regelung ist geboten, derzufolge die Mitgliedstaaten des Sta- 
tuts mit ihrer Unterzeichnung automatisch zumindest für die Zu- 
kunft zur Zuständigkeit des Gerichtshofes über einen Kernbestand 
der Delikte zustimmen und sich zwingend seiner Jurisdiktion un- 
terwerfen. Zu diesem Kernbestand sollten mindestens die Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit sowie schwere Verletzungen des 
humanitären Völkerrechts gehören. Jede Regelung, die das „Ob'" 
der Verfolgung wieder in das Ermessen der betroffenen Staaten 
legt, ist nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Des weiteren ist für die Tätigkeit des IStGH bzw. für seine Zu- 
sammenarbeit mit der Staatengemeinschaft das sog. Weltrechts- 
prinzip ausdrücklich in seinem Statut zu verankern. Dies würde 
bedeuten, daß jeder Vertragsstaat, der auf seinem Gebiet eine Per- 
son findet, die eines der Zuständigkeit des Gerichtshofes zwingend 
unterfallenden Deliktes verdächtigt wird, berechtigt ist, diesen 
dem Gerichtshof zur Anklage zu übergeben, und dem Gerichtshof 
Jurisdiktionskompetenz über ihn zukäme, egal, wo die behaupte- 
ten Verbrechen begangen worden sind. 


4. Zu den Deliktstatbeständen 

In den Verhandlungen konnte bereits die Verabschiedung konso- 
lidierter Textentwürfe zu dem Verbrechen des Völkermordes und 
den Verbrechen gegen die Menschlichkeit erzielt werden, so daß 
eine Aufnahme dieser Tatbestände in das Statut des Gerichtsho- 
fes erwartet werden darf. Es ist mit Zustimmung zur Kenntnis zu 
nehmen, daß auch über die grundsätzliche Einbeziehung der sog. 
Vertragsdelikte kein Streit mehr besteht und insofern eine Erwei- 
terung der Funktionen des Gerichtes vereinbart werden wird. 

Es ist darüber hinaus der Erwartung Ausdruck zu verleihen, daß 
auch für die Tatbestände der Kriegsverbrechen und der Aggressi- 
on ein Konsens zwischen den Staatenvertretern hergestellt wird; 
entsprechende Bemühungen in den Verhandlungsrunden sind 
fortzusetzen. 
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5. Zu dem Verfahren vor dem Gerichtshof 

Die Sicherung eines fairen Verfahrens und insbesondere des ef- 
fektiven Schutzes der Rechte der Verdächtigten, der Angeklagten 
und der beteiligten Zeugen ist eine Grundvoraussetzung für die 
Glaubwürdigkeit des Gerichtes und damit für seine Effektivität. Es 
ist daher zu fordern, daß zumindest die elementaren völkerrecht- 
lich verankerten Verfahrensgarantien, die sich u. a. in Artikel 9 bis 
11 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, Artikel 9, 14 
und 15 des Internationalen Paktes für bürgerliche und politische 
Rechte und Artikel 7 und 15 der VN-Konvention gegen Folter fin- 
den, in das Statut eingeschlossen werden. 

Es ist bereits eine sehr weitgehende Einigung der Staaten in be- 
zug auf die Aufnahme allgemeiner Prinzipien des Strafrechtes in 
das Gerichtsstatut erzielt und so ein wichtiger Schritt zur Herstel- 
lung von Rechtssicherheit in Hinsicht auf die neue Gerichtsbarkeit 
getan worden. 

Dies betrifft insbesondere das Prinzip „nullum crimen sine lege", 
Regelungen zur Rückwirkung, zur individuellen strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit, der Unbeachtlichkeit eines Amtes, der Ver- 
antwortlichkeit von militärischen Befehlsinhabern, zu subjektiven 
Tatbestandsmerkmalen und zum Problem des Irrtums. 

Ein vergleichbarer Konsens sollte auch in bezug auf die Sicherung 
grundlegender prozeßrechtlicher Garantien hergestellt werden. 
Zu nennen ist hier z. B. die Unschuldsvermutung, das Prinzip „ne 
bis in idem" oder der Grundsatz des fairen Verfahrens. Zudem ist 
die Möglichkeit einer Revision gegen alle Entscheidungen des Ge- 
richtes vorzusehen. 

Es ist darüber hinaus anzuregen, rechtsstaatliche Garantien auch 
in bezug auf die Rechte derjenigen, die zwar unter Verdacht ste- 
hen, gegen die eine formelle Anklage aber noch nicht erhoben wor- 
den ist (insbesondere Untersuchungshäftlinge), in das Gerichtssta- 
tut aufzunehmen. Dies betrifft insbesondere ein Recht auf 
Information über die Gründe der Festnahme bzw. der Ermittlun- 
gen, auf sofortige Benachrichtigung ihrer Familie und eines An- 
waltes sowie ein Anspruch auf (regelmäßige) Kontrolle der Recht- 
mäßigkeit ihrer Haft und der Haftbedingungen durch eine 
unabhängige Kammer des Gerichtes. Weiterhin ist die Einrichtung 
einer angemessen ausgestatteten Verteidigerkanzlei zu fordern, auf 
die diejenigen Angeklagten zurückgreifen können, denen selbst 
keine Mittel für die Bestellung eines geeigneten Verteidigers zur 
Verfügung stehen. Auch das Recht des Angeklagten, frei und ver- 
traulich mit seinem Verteidiger zu reden und vor Gericht gleich und 
fair behandelt zu werden, sollte ausdrücklich in das Statut aufge- 
nommen werden. Schließlich ist eine Entschädigungsregel für zu 
Unrecht Verdächtigte bzw. falsch Verurteilte vorzusehen. 


6. Zu den Rechtsfolgen 

Die Todesstrafe stellt eine Verletzung des fundamentalen Men- 
schenrechtes auf Leben dar; sie ist als eine grausame, unmensch- 
liche und entwürdigende Strafe zu ächten. Deshalb muß auch im 
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Rahmen einer internationalen Strafgerichtsbarkeit, die sich mit 
schwersten völkerrechtlichen Verbrechen beschäftigen wird, auf 
der Rechtsfolgenseite die Todesstrafe unter allen Umständen aus- 
geschlossen werden. Neben der Verhängung von Freiheitsstrafen 
sieht der Deutsche Bundestag auch die Möglichkeit von Geldstra- 
fen, die den Opfern der Verbrechen zugute kommen können, als 
erwägenswerte Sanktion an. 


7 . Zur institutioneilen Einbettung in die VN und zur Finanzierung 

Grundsätzlich ist es erstrebenswert, daß die institutioneile Anbin- 
dung des Gerichtshofes an die VN so eng wie möglich gestaltet 
wird. Auf längere Sicht sollte dabei insbesondere seine Etablie- 
rung als unabhängiges Justizorgan mit einem dem Internationa- 
len Gerichtshof vergleichbaren Status ins Auge gefaßt werden. Da 
die Realisierung einer solchen Struktur indes z. Z. noch nicht kon- 
sensfähig ist, sollten bis zu einem solchen Zeitpunkt Strukturen 
geschaffen werden, mit deren Hilfe der Gerichtshof die Verwal- 
tungsstrukturen der VN, namentlich durch die Ansiedelung seines 
Sekretariates im VN-Apparat, nutzen kann. 

Die Einrichtung des Gerichtes sowie seine Unterhaltung stellt sich 
als eine Aufgabe und Verantwortlichkeit aller Staaten dar, auch 
wenn anfangs noch nicht alle Staaten Mitglieder des Statuts wer- 
den. Es ist daher darauf hinzuwirken, daß seine Finanzierung durch 
das reguläre Budget der VN übernommen wird. Dies ist auch da- 
her notwendig, damit nicht insbesondere wirtschaftlich schwäche- 
re Staaten aus Kostengründen erwägen müssen, von einem Beitritt 
zum Statut des Gerichtshofes abzusehen. 


Bonn, den 10. Juni 1998 

Gerald Häfner 
Dr. Uschi Eid 
Gerd Poppe 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 


L 

Der Erfolg des neu zu schaffenden Internationalen Strafgerichts- 
hofes wird entscheidend von der Kooperationsbereitschaft und 
-fähigkeit der einzelnen Nationalstaaten abhängen. Der Fall der 
Gerichtshöfe für das ehemalige Jugoslawien und für Rwanda zeigt, 
daß für die innerstaatliche Unterstützung des Ständigen Strafge- 
richtshofes bereits jetzt Anpassungen des deutschen Rechts von 
Vorteil sind - wurden doch entsprechende Gesetze über die Zu- 
sammenarbeit mit diesen Gerichten erst, nachdem die Gerichts- 
höfe mit ihrer Tätigkeit begonnen hatten, verabschiedet. 
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Darüber hinaus verletzt die Bundesrepublik Deutschland jedoch 
bereits jetzt ihre völkerrechtlichen Verpfhchtungen gegenüber 
den Strafgerichtshöfen für das ehemalige Jugoslawien und für 
Rwanda, da eine Auslieferung deutscher Staatsangehöriger nach 
Artikel 16 Abs. 2 GG unzulässig ist: Dieser Artikel schützt vor je- 
der zwangsweisen Entfernung eines Deutschen aus dem Bereich 
der deutschen Hoheitsgewalt; durch den in ihm enthaltenen Zu- 
satz „an das Ausland'' sollte lediglich klargestellt werden, daß eine 
Überstellung Deutscher in die Ostzone/DDR nicht unter den 
Schutzbereich der Norm fällt. Gerade angesichts der bereits be- 
stehenden eindeutigen völkerrechtlichen Verpflichtung zur Um- 
setzung der VN-Sicherheitsratsresolutionen zur Gründung der Ju- 
goslawien- bzw. Rwanda- Tribunale muß hier endlich eine 
entsprechende rechtliche Grundlage für die Überstellung deut- 
scher Staatsangehöriger geschaffen werden. Die Voraussetzung 
hierfür ist aber jedenfalls die Änderung bzw. Anpassung des Arti- 
kels 16 Abs. 2 GG. 


11 . 


Zu Nummer 1 

Das Ziel der Schaffung eines Internationalen Strafgerichtshofes 
sollte die Errichtung eines wirklichen Gerichtes, das unabhängig 
von politischen Erwägungen über schwerste völkerrechtliche Ver- 
brechen nach objektiven und für alle Fälle gleichen Maßstäben ur- 
teilt, sein. Vor diesem Hintergrund ist vor allem ein unabhängiger 
Mechanismus erforderlich, nach dem die einzelnen Fälle zur Er- 
mittlung bzw, zur Anklage gelangen. 

Nach dem Entwurf der ILC (ILC-E) gibt es grundsätzlich zwei ver- 
schiedene Möglichkeiten, nach denen die Anklagebehörde zu Er- 
mittlungen autorisiert werden kann: die Staatenbeschwerde 
gemäß Artikel 25 ILC-E und die Überweisung durch den Sicher- 
heitsrat nach Artikel 23 ILC-E. Wie zu zeigen sein wird, sind die- 
se Verfahrensvoraussetzungen jedoch wenig geeignet, die Unpar- 
teilichkeit und Unabhängigkeit des Gerichtes in bezug auf die von 
ihm zu untersuchenden Fälle zu gewährleisten. 

So hat sich in der Vergangenheit bereits gezeigt, daß ein System 
der Staatenbeschwerde in der Praxis von den Staaten äußerst 
zurückhaltend angewendet worden ist. Kein einziger Staat hat bis- 
lang z. B. Gebrauch von einer entsprechenden Möglichkeit im In- 
ternationalen Pakt für bürgerliche und politische Rechte, in der 
Amerikanischen Menschenrechtskonvention und in der Afrikani- 
schen Charta für Menschen- und Völkerrechte gemacht. Tatsäch- 
lich wird selten ein Staat bereit sein, durch die Initiierung eines 
Strafgerichtsverfahrens gegen Vertreter anderer Staaten eine of- 
fene Konfrontation mit diesem Staat zu riskieren. Vielmehr wer- 
den die meisten Staaten zunächst versuchen, „Herr" des - dann 
wie herkömmlich rein diplomatischen - Verfahrens zu bleiben und 
Konflikte zwischen Staatsangehörigen zwischenstaatlich zu lösen. 
Am Festhalten an dem Erfordernis der Staatenbeschwerde für die 
Verfahrenseinleitung kommt ein Souveränitätsverständnis zum 
Ausdruck, das allein den betroffenen Staaten eine Zuständigkeit 
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für die Einhaltung von Menschenrechten bzw. die Verfolgung von 
völkerrechtlichen Verbrechen zuweist. Ein solches Denken sollte 
indes durch die Schaffung des Strafgerichtshofes als internationa- 
le, den Staaten insofern übergeordnete Instanz gerade überwun- 
den werden. 

Kritik ist auch an dem durch den Entwurf der ILC vorgestellten 
Verhältnis des Gerichtshofes zum VN-Sicherheitsrat zu üben. 
Während in den Verhandlungen zur Schaffung des IStGH noch 
keine Einigkeit über dieses Thema erzielt werden konnte, ist der 
Gerichtshof dem Sicherheitsrat nach diesem Entwurf in signifi- 
kanten Bereichen untergeordnet. Insbesondere bei Situationen 
nach dem 7. Kapitel der VN-Charta, also vom Sicherheitsrat fest- 
zustellende Bedrohungen und Störungen des internationalen Frie- 
dens, soll der Gerichtshof keine Ermittlungen ohne die ausdrück- 
liche Zustimmung des Sicherheitsrates aufnehmen können. Durch 
eine solche Regelung wird die Entscheidung über die justitielle Er- 
mittlung und Verfolgung völkerrechtlicher Verbrechen jedoch in 
beträchtlichem Ausmaße von einer politischen Entscheidung ab- 
hängig gemacht, stellt doch der Sicherheitsrat primär ein politi- 
sches Organ dar, dessen Intervention in gerichtlichen Angelegen- 
heiten nicht als sachgemäß zu beurteilen ist. Darüber hinaus 
fließen in seine Erwägungen nur die Interessen seiner Mitglied- 
staaten ein, so daß die Gefahr der gezielten Beeinflussung des 
rechtlichen Verfahrens noch wächst. Die Anklagebehörde wird 
Untersuchungen - etwa auf eine Staatenbeschwerde hin -, die ein 
Veto des Sicherheitsrates befürchten lassen, von vornherein eine 
geringere Priorität einräumen als Verfahren, bei denen diese Ge- 
fahr nicht besteht. Vor allem aber verletzt die Abhängigkeit der 
Verfolgung vom Votum des Sicherheitsrates den Grundsatz, daß 
vor Gericht alle potentiellen und tatsächlichen Täter gleich be- 
handelt werden sollen. Damit einher geht die Schmälerung der 
Glaubwürdigkeit des Gerichtes als unabhängiges Justizorgan und 
schließlich der Verlust des Vertrauens der Staaten und ihrer An- 
gehörigen in das unabhängige Funktionieren der neuen Gerichts- 
barkeit. 

Die dargestellten Kritikpunkte am System des ILC-Entwurfes las- 
sen sich durch eine Kompetenz der Anklagebehörde, von sich aus 
eigenständig und unabhängig über die Aufnahme von Ermittlun- 
gen sowie die Erhebung einer Anklage zu entscheiden, sofern der 
Fall in die Jurisdiktion des Gerichtshofes fällt, vermeiden. Die An- 
klagebehörde muß insbesondere die Freiheit haben, neben Hin- 
weisen des Sicherheitsrates oder von Staaten auch Informationen 
von Opfern, ihren Angehörigen und Freunden und Nichtregie- 
rungsorganisationen bei der Entscheidung über ihr Tätigwerden 
zu berücksichtigen. 

Für die Tätigkeit der Anklagebehörde (wie auch für die des ge- 
samten Gerichtshofes) ist darüber hinaus die ausdrückliche Ver- 
ankerung einer Kooperationspflicht der Staaten im Statut von 
großer Bedeutung. Sollen die Ermittlungen der Anklagebehörde 
nämlich Aussicht auf Erfolg, d. h. auf verwertbare Ergebnisse ha- 
ben, ist sie dringend auf die Unterstützung der Staaten angewie- 
sen. Dabei geht es vorrangig nicht um die Ausübung bzw. Inan- 
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spmchnahme hoheitlicher Befugnisse, sondern vor allem um die 
Duldung und Unterstützung von einfachen Ermittlungstätigkeiten 
wie Zeugenvernehmungen, Ortsbesichtigungen und ähnlichen 
Maßnahmen durch den betroffenen Mitgliedstaat. Darüber hinaus 
sollten sich die Staaten, die sich zu dem Beitritt zu dem Statut ent- 
schließen, gleichzeitig verpflichten, die Anklagebehörde insoweit 
bei der Ermittlungstätigkeit zu unterstützen, als sie z. B. Beweise 
sichern und Verdächtige an den Gerichtshof übergeben können. 


Zu Nummer 2 

Über das Prinzip der Komplementarität zwischen nationaler und 
internationaler Strafgerichtsbarkeit wurde begrüßenswerterweise 
im Rahmen der Verhandlungen zur Vorbereitung des Statuts des 
IStGH bereits Einigkeit erzielt. Es ist darauf hinzuwirken, daß die 
Übernahme der Strafverfolgung durch den IStGH an rechtsstaat- 
lichen Kriterien orientiert ist und politische Einflüsse, namentlich 
von seiten des VN-Sicherheitsrates und der betroffenen Staaten, 
auf ein Minimum zurückgeführt werden. Insofern ist insbesonde- 
re zu fordern, daß der Strafgerichtshof selber die Entscheidung 
trifft, ab welchem Zeitpunkt eine ausreichende nationalstaatliche 
Strafverfolgung nicht mehr gegeben ist. 


Zu Nummer 3 

Über die Reichweite der Jurisdiktion des IStGH konnte in den Ver- 
handlungen noch keine Einigung gefunden werden. Nach der Re- 
gelung des ILC-E müssen für eine Zuständigkeit des Gerichtsho- 
fes aber regelmäßig sowohl der dem Beschuldigten Aufenthalt 
gewährende Staat als auch der Staat, auf dessen Territorium die 
behaupteten Taten begangen worden sein sollen, der Jurisdiktion 
hinsichtlich des behaupteten Deliktes und für den in Frage ste- 
henden Zeitraum ausdrücklich zugestimmt haben. Eine Ausnah- 
me gilt hier nur für das Verbrechen des Völkermordes, wo durch 
die geplante Verknüpfung mit der Völkermordkonvention ein ge- 
sonderter Mechanismus besteht, der für alle Mitglieder dieser Kon- 
vention eine zwingende Gerichtsbarkeit vorsieht. Für den Regel- 
fall bedeutet jener Entwurf indes, daß das „Ob" der Verfolgung 
von Völkerrechtsverbrechen wieder vollständig in die Diskretion 
der souveränen Staaten gestellt würde. Demgegenüber ist in der 
Völkerrechtsentwicklung eine Tendenz erkennbar, diesen Bereich 
mehr und mehr aus der Zuständigkeit der Einzelstaaten heraus- 
zulösen und z. B. die Durchsetzung der zwingenden Menschen- 
rechte als sog. Erga-omnes-Normen in die Verantwortlichkeit der 
internationalen Gemeinschaft zu stellen. Diese Entwicklung vor- 
anzutreiben und die „Tendenz" zu einem gefestigten Satz des Völ- 
kerrechts zu verstärken, sollte und muß aber gerade eines der An- 
liegen der Schaffung des Gerichtshofes sein. Auch für den Erfolg 
des Gerichtshofes selbst erscheint eine Ausweitung der zwingen- 
den Zuständigkeit auf zumindest einen Kernbestand der Verbre- 
chenstatbestände als unabdingbar: Gerade die Staaten, deren Ver- 
treter oder Staatsangehörige eine Anklage fürchten müßten, 
hätten sonst die Möglichkeit, durch ihr Veto die Verfolgung durch 
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den Gerichtshof zu vereiteln und so die gerichtliche Konfliktbe- 
wältigung einseitig zu verhindern. Das Beispiel des Jugoslawien- 
tribunals zeigt, daß eine derartige Verweigerungshaltung selbst 
bei einer eindeutigen und zwingenden völkerrechtlichen Ver- 
pflichtung die Glaubwürdigkeit und Effektivität des Gerichtsho- 
fes entscheidend zu schmälern vermag. 

Dem Erga-omnes-Charakter der zwingenden Normen des huma- 
nitären Völkerrechts bzw. der Menschenrechte entspricht zudem 
die Verankerung des Weltrechtsprinzipes im Statut des Gerichts- 
hofes. Nach diesem Grundsatz sind bereits jetzt alle Staaten be- 
rechtigt, Menschen, die völkerrechtlicher Verbrechen verdächtig 
sind, auf ihrem Staatsgebiet festzunehmen und entweder die 
Straftaten zu verfolgen oder die Beschuldigten auszuliefern. Von 
diesem Recht wird allerdings in der Praxis allgemein wenig 
Gebrauch gemacht; im deutschen Recht spiegelt es sich jedoch ins- 
besondere in § 6 des Strafgesetzbuches wieder. Die Aufnahme die- 
ses Grundsatzes in das Statut des Internationalen Strafgerichtsho- 
fes, der bei der Übergabe eines Verdächtigen und der damit 
zusammenhängenden Zuständigkeit des Gerichtshofes lediglich 
die Zustimmung des Aufenthaltsstaates des Verdächtigen zum Sta- 
tut und seine Kooperation voraussetzen würde, könnte so unmit- 
telbar auch ein Zeichen zur Betonung der internationalen Rechts- 
verbindlichkeit des Weltrechtsprinzipes setzen. 


Zu Nummer 4 

Die Benennung und Definition der Verbrechen, für die der Ge- 
richtshof einmal zuständig sein soll, stellt eine der wesentlichen 
Herausforderungen bei der Formulierung seines Statutes dar. In- 
sofern ist es als besondere Leistung der vorbereitenden Verhand- 
lungsrunden zu würdigen, daß bereits konsolidierte Textentwürfe 
zu dem Verbrechen des Völkermordes, der Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und den Vertragsdelikten erreicht werden konn- 
ten. 

Darüber hinaus dürfen die Bereiche der Sicherheit und des Militärs 
keine Räume bilden, die dem Zugriff der internationalen Strafge- 
richtsbarkeit verwehrt bleiben. Das Verbrechen des Angriffskrie- 
ges und die Kriegsverbrechen sind durch das Völkervertragsrecht 
und das Völkergewohnheitsrecht seit längerer Zeit erfaßt. Ließe 
man den neu zu schaffenden Strafgerichtshof hier außen vor, so 
bedeutete dies eine Schwächung und Relativierung der genann- 
ten Verbrechen gegenüber anderen schweren Menschenrechts- 
verletzungen. Befürchtungen einzelner Staaten vor einer Einmi- 
schung in ihre sicherheitspolitischen Entscheidungen ist mit dem 
Verweis auf das Prinzip der Komplementarität und der Forderung 
nach genau definierten Tatbeständen zu begegnen. Letztere For- 
derung geht nicht zuletzt auch einher mit dem Interesse an der 
Schaffung größtmöglicher Rechtssicherheit sowie an der Gewähr- 
leistung des Grundsatzes „nullum crimen sine lege“. 

Die Bundesregierung hat in den bisherigen Verhandlungsrunden 
ein vorbildliches Engagement für die Einbeziehung der Delikte der 
Kriegsverbrechen und des Angriffskrieges in das Statut des IStGH 
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gezeigt. Sie ist aufgefordert, auf diesem Gebiet weiterhin eine Vor- 
reiterrolle zu spielen. 


Zu Nummer 5 

Die Sicherung eines fairen Verfahrens und die höchstmögliche Ge- 
währleistung rechtsstaatlicher Garantien stellen zu Recht eines der 
zentralen Anliegen des Statutes dar. Dem neuzuschaffenden Ge- 
richt soll eine Vorbildfunktion im Hinblick auf die justitielle Auf- 
arbeitung internationalen Unrechts zukommen; hierzu gehört ins- 
besondere auch die adäquate Behandlung und die Zuerkennung 
ausreichender Rechte an Verdächtige und Angeklagte sowie de- 
ren Schutz. Bei einer auch nur geringfügigen Nichteinhaltung je- 
ner Garantien würde der Gerichtshof unweigerlich den Vorwurf 
der politischen Rechtsprechung auf sich ziehen, seine Glaubwür- 
digkeit als rein justitielles Organ wäre jedenfalls empfindlich be- 
schädigt. Auch die Kooperationsbereitschaft der Mitgliedstaaten 
würde zurückgehen. Die gesamte Funktionsfähigkeit des Gerich- 
tes wäre somit in Frage gestellt. Dieses Problem wurde von den 
staatlichen Delegierten in den vorbereitenden Verhandlungen für 
die Schaffung des IStGH bereits in begrüßenswerter Weise erkannt 
und in wesentlichen Bereichen auch vorbildlich gelöst. Es muß da- 
her nur mehr darum gehen, die erarbeiteten Entwürfe auch 
tatsächlich zu verabschieden und an dieser Stelle nicht zu ver- 
wässern. Darüber hinaus ergänzen die in diesem Antrag genann- 
ten Punkte den verfahrensrechtlichen Schutz der Angeklagten und 
Beschuldigten bzw. enthalten Klarstellungen über deren Rechte. 


Zu Nummer 6 

Einer ausführlichen Begründung bedarf es zum Punkt der Rechts- 
folgen nicht; es sei an dieser Stelle nur darauf hingewiesen, daß 
ein ausdrücklicher Ausschluß der Todesstrafe für die Bundesrepu- 
blik Deutschland schon allein wegen der Regelung des Arti- 
kels 102 GG Voraussetzung für ihren Beitritt zum Statut des IStGH 
ist. 


Zu Nummer 7 

- Hinsichtlich des Verhältnisses des Internationalen Strafge- 
richtshofes zur VN ist noch keine Empfehlung ausgesprochen 
worden; diese Frage ist vielmehr der diplomatischen Konferenz 
zur politischen Beschlußfassung überlassen worden. Von einer 
Einbettung in die Strukturen der VN könnte das Gericht je- 
doch nur profitieren: Das Beispiel des Internationalen Ge- 
richtshofes (IGH) während der vergangenen 50 Jahre hat ge- 
zeigt, daß durch seinen Status als Organ der VN dessen 
Beständigkeit, Autorität und weltweite Akzeptanz einen be- 
sonders hohen Grad erreichen konnten. Durch eine Etablie- 
rung als Organ, die eine Satzungsänderung der VN-Charta 
gemäß Artikel 108 UNC erfordern würde, würde das Statut des 
Strafgerichtshofes zudem Verbindlichkeit für alle Staaten der 
VN erlangen. Eine solche Satzungsänderung wäre indes nur 
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möglich bei einer Zweidrittelmehrheit der 184 Mitgliedstaaten 
sowie dem positiven Votum der fünf ständigen Sicherheits- 
ratsmitglieder; realistischerweise ist ein solcher Konsens z. Z. 
jedoch nicht zu erwarten. Die Struktur mit den größten Ver- 
wirklichungsaussichten stellt vielmehr - wie von der ILC vor- 
geschlagen - die Konstituierung des Gerichtshofes auf der 
Grundlage eines völkerrechtlichen Vertrages mit einer Anbin- 
dung an die VN durch Sonderabkommen dar. Vor diesem Hin- 
tergrund sollte der Inhalt dieser Sonderabkommen schon jetzt 
verhandelt werden und wenn möglich, in das Statut integriert 
werden. Die enge Kooperation - insbesondere auf dem Gebiet 
der Verwaltung und Durchführung - findet dabei ein Modell 
in entsprechenden Klauseln in Menschenrechtsverträgen wie 
z. B. dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte. Aber auch politisch erscheint eine derartige Anbin- 
dung sinnvoll, ist doch voraussehbar, daß das Gericht auf vie- 
len Bereichen tätig werden wird, die auch in den Kompetenz- 
bereich von Generalversammlung oder Sicherheitsrat 
(besonders bei Bedrohungen oder Störungen des internatio- 
nalen Friedens) fallen. Eine institutionelle Verbindung wird 
hier die Abstimmung und Kooperation im Einzelfall sehr er- 
leichtern. 

- Es ist ebenfalls noch keine Regelung darüber getroffen wor- 
den, von wem die Kosten für Einrichtung und Betrieb des Ge- 
richtshofes getragen werden sollen. Grundsätzlich erscheinen 
drei verschiedene Modelle realisierbar: die Deckung der Ko- 
sten durch ein Sondervermögen, das sich aus Beiträgen der Un- 
terzeichnerstaaten des Statuts zusammensetzt, die Finanzie- 
rung durch das VN-Budget sowie eine gemischte Finanzierung 
aus diesen beiden Quellen. Für die hier vorgeschlagene voll- 
ständige Deckung der Gerichtshofkosten aus dem Haushalt der 
VN, die unabhängig von den Mitgliedstaaten des Gerichtssta- 
tuts durch die Bereitstellung eines entsprechenden Haushalts- 
postens durch die Generalversammlung erfolgen würde, 
spricht insbesondere die damit erlangte Unabhängigkeit des 
Gerichtshofes von der Zahlungsfähigkeit und Zahlungswillig- 
keit seiner Mitgliedstaaten. Eine dauerhafte angemessene fi- 
nanzielle Ausstattung kann nur auf diesem Wege gesichert 
werden. Bereits bei der Unterhaltung des Komitees gegen Fol- 
ter, das nach der VN-Folterkonvention gegründet wurde, führ- 
ten Probleme mit der Beitragszahlung der Mitgliedstaaten 
dazu, daß der Finanzierungsmodus geändert wurde und die 
Kosten nunmehr aus dem VN-Haushalt getragen werden. 
Schließlich kommt durch eine Tragung der Kosten aus dem VN- 
Budget auch die politische Bedeutung des Gerichtes als An- 
gelegenheit der gesamten Völkerrechtsgemeinschaft deutlich 
zum Ausdruck. 
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